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Einen katastrophalen Absturz im Vertrau-
en der Bevölkerung erlebt derzeit die me-
dienbewusste Ministerin Schmied. Beim 
APA/OGM-Vertrauensindex-Saldo vom 
Oktober 2012 rangiert sie unter 21 ab-
gefragten SPÖ-Politiker/innen mit einem 
Prozentsatz von –10 an 16. Stelle, also im 
unteren Drittel, gerade noch vor Norbert 
Darabos und Laura Rudas. Im Vergleich 
zum September 2011 ist ihr Minus sogar 
um 16% angestiegen. Damit ist sie die 
vorletzte in der SPÖ-Riege. Was ist der 
Grund für dieses diffuse Unbehagen? Da 
in der OGM-Untersuchung keine Ursa-
chen für den Vertrauensverlust hinterfragt 
wurden, versuche ich mögliche Gründe 
anzuführen. 

Korruption und Medienbeeinflussung
In den Untersuchungsausschüssen des 
Parlaments kam die Frau Ministerin 
höchstens indirekt in der Inseratenaffäre 
ins Zwielicht. Untersucht wurde bekannt-
lich die freihändige ÖBB-und Asfinag- In-
seratenvergabe von Kanzler Faymann (als 
ehemaliger Verkehrsminister) für die Kro-
nenzeitung. Da erinnert sich so mancher 
auch an die millionenschwere Insera-
tenserie von BM Schmied an die ihr nahe-
stehenden Boulvardmedien mit Trommel-
werbung für die Neue Mittelschule. Auch 
der naivste Staatsbürger denkt sich dabei, 
ob nicht die einseitige Fütterung von 
Boulvardmedien und Gratiszeitungen 
nicht doch durch genehme Berichterstat-
tung bedankt wird. Dagegen dürfte ihre 
Rolle beim Zusammenbruch der Kommu-
nalkreditbank – sie war Vorstandsmitglied 
2004-06 – in der öffentlichen Wahrneh-
mung – wenigstens derzeit – noch keine 
sichtbaren Spuren hinterlassen haben.

Ideologieministerium statt  
Bildungsministerium
Größeren Unmut dürfte dagegen bei kon-
sensorientierten Insidern die systemati-
sche Umfärbung bei den Beamten des Bil-
dungsministeriums hervorrufen. Da wird 
z. B. die Abteilung für Allgemeinbildende 
Höhere Schulen einfach aufgelöst und 
als neuer Sektionschef für „Allgemein-
bildende Schulen“ der ehemalige SPÖ-
Abgeordnete, SPÖ-Elternvertreter und 
Kinderfreunde-Chef Kurt Nekula inthro-
nisiert. Da wird dem Integrationsstaats-
ekretär Sebastian Kurz verboten, Schu-
len zu besuchen, um mit Schülern über 
Integrationsmaßnahmen zu diskutieren, 
offensichtlich aus Angst, in ihrem Revier 
einen Sympathieträger zu Wort kommen 
zu lassen. Vorübergehender Höhepunkt 
der ideologiebewussten Ministerin war 
aber die Abberufung des Rektors der PH 
Tirol noch vor seinem Amtsantritt am 1. 
Oktober 2012, weil er sich in einem APA-
Interview für die langfristige Integration 
der Lehrerausbildung an Universitäten 
ausgesprochen hatte. Inzwischen hat sich 
Claudia Schmied einen Rechtsstreit a la 
Darabos-Entacher mit unsicherem Aus-
gang eingehandelt. Übrig bleibt das scha-
le Gefühl, dass hochrangige Mitarbeiter 
bei SP-Ministern ihre eigene Meinung 
incl. Gewissen abge-
ben müssen, wenn 
sie weiterhin toleriert 
werden wollen. Die 
Vorgangsweise riecht 
ein wenig nach Nord-
korea und ist nicht 
sonderlich beliebt in 
Österreich. 

Gymnasiales Mobbing
Zum massiven Vertrauensverlust der Mi-
nisterin dürfte ihre Aversion gegen das 
Gymnasium einen nicht unwesentlichen 
Beitrag geleistet haben. Sie dürfte un-
terschätzt haben, dass das von ihr ge-
mobbte Gymnasium in der Öffentlichkeit 
ungebrochen großes Ansehen hat und 

Vertrauen genießt. Während die NMS 
mit niedrigen Klassenschülerzahlen und 
anderen Gratifikationen verwöhnt wird 
(eine NMS-Klasse bekommt z. B. 48 
Lehrerstunden, eine AHS-Klasse nur 36), 
werden die Gymnasien regelrecht ausge-
hungert. In hunderten Klassen in österrei-
chischen Gymnasien wird die Klassen-
schülerhöchstzahl von 25 gesetzwidrig 
überschritten, die Zuteilung von Lehrer-
stunden für Unverbindliche Übungen 
und Freigegenstände (Sport, Bühnenspiel, 
EDV, …..) radikal gekürzt.

Obwohl in der Koalitionsvereinbarung 
das Gymnasium im Rahmen des differen-
zierten Schulwesens seinen Stellenwert 
behalten hat, will die Ministerin durch 
Verordnungen und Erlässe offensicht-
lich vor der nächsten Wahl vollendete 
Tatsachen schaffen. Statt einer seriösen 
Evaluation der Leistungen von NMS-
Schülern und Gymnasiasten – unter glei-
chen finanziellen Bedingungen versteht 
sich – wird ununterbrochen suggeriert, 
dass die gemeinsame Schule mit „innerer 
Differenzierung“ die richtige Schulform 
gleichermaßen für hochbegabte, begabte 
und leistungswillige als auch für schwach 
begabte, leistungsunwillige und Problem-
kinder ist. Negative Rückmeldungen aus 

den NMS dürfen nicht 
veröffentlicht werden 
bzw. nur hinter vorge-
haltener Hand geäu-
ßert werden. Ich bin 
im Besitz einer lan-
gen Liste von negati-
ven Rückmeldungen 
von unterrichtenden 
Lehrer/innen, die ich 

aus Platzmangel an dieser Stelle nicht 
veröffentlichen kann. Trotzdem ein paar 
Beispiele: „Es stellt sich die Frage, warum 
eine Ressourcen vergeudende, demo-
tivierende und ineffiziente Differenzie-
rung nicht durch äußere Differenzierung 
ersetzt werden kann.“ Oder: „Die guten 
Schüler langweilen sich im Unterricht 
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und werden zu wenig gefördert.“ Oder: 
„In der Praxis wird keine innere Differen-
zierung durchgeführt. Hauptgrund ist das 
unzureichende Verhalten vieler Schüler/
innen.“ Oder: „Es gibt große Probleme, da 
die Kinder sowohl in ihren Vorkenntnis-
sen als auch in ihrer Leistungsfähigkeit so 
unterschiedlich sind, dass ein gemeinsa-
mer Unterricht auf dem Niveau der AHS-
Unterstufe schlichtweg unmöglich ist.“

In Verkennung der öffentlichen Meinung 
verlangte die Ministerin unlängst sogar 
die gemeinsame Schule als Koalitionsbe-
dingung für die Zeit nach der nächsten 
NR-Wahl. Einer Volksbefragung über die 
Abschaffung der Gymnasien, wie sie z. B. 
62% der Österreicher/innen befürworten 
und wie sie zum Thema „Wehrpflicht“ 
am 20.1.2013 stattfinden wird, will sie 
sich nicht aufhalsen, dazu ist sie doch zu 
clever. 

Migration 
Während Integrationsstaatsekretär Se-
bastian Kurz mit seinem Leitmotiv „In-
tegration durch Leistung“ und vielen 
sachbezogenen Vorschlägen aufhorchen 
lässt, steht die Ministerin reflexartig auch 
beim Thema „Migration“ auf der Ideolo-
giebremse. Verpflichtende Deutschkurse 
für Migrantenkinder ohne ausreichen-
de Deutschkenntnisse vor Eintritt in die 
Schule – wie in Finnland oder Dänemark 
gang und gäbe – kommen natürlich nicht 
in Frage. Wir wollen doch keine Ghet-
toklassen, aber gute PISA-Ergebnisse. 
Die Tatsache, dass 82% der türkischen 
Kinder bei Sprachstandsfeststellungen in 
Österreichs Kindergärten große Sprach-
probleme haben, überrascht nicht, zumal 
in 89 % der türkischstämmigen Familien 
nicht Deutsch gesprochen wird. Leider 
kommen nach Österreich europaweit seit 
Jahren die Migranten mit dem geringsten 
Bildungsniveau. Und die Antwort der Mi-
nisterin? Die gemeinsame Schule.

Neues Dienstrecht für Lehrer/innen
Eine jahrelange Baustelle der Bildungs-
politik – ein neues Dienstrecht für Lehrer/
innen – bleibt ungelöst. Praktisch seit ih-
rem Amtsantritt 2006 – also seit 6 Jahren 
– schafft es die Minsterin nicht, den Lehrer/
innen-Beruf so attraktiv zu gestalten, dass 
die besten und begabtesten jungen Leute 
diesen Beruf ergreifen. Der Gewerkschaft 
für den Stillstand die Schuld zuzuschie-
ben, ist eine doch zu einfache Erklärung. 
Welche Berufsgruppe lässt sich schon 
gerne bis zu 400.000 Euro an Lebensver-
dienstsumme wegnehmen? Wer kann es 
den Lehrern verdenken, dass sie sich ge-
gen eine ganztägige Anwesenheit in der 
Schule zur Wehr setzen, wenn keine ad-
äquaten Arbeitsplätze zur Verfügung ste-

hen? Wenn sie verlangen, dass mehr Hilfs-
personal in der Schule eingesetzt wird? 
Wenn sie es ablehnen, dass in Zukunft der 
Bachelor-Einheitslehrer ohne Uni-Studium 
in allen (!) Schulformen unterrichten soll?

Sorry, Frau Ministerin, bei solchen Ange-
boten, werden die Nachwuchskräfte aus-
bleiben – schon jetzt unterrichten hun-
derte ungeprüfte (!) Aushilfslehrer/innen 
ohne Abschlussdiplom an den österrei-
chischen Gymnasien. 

Resümee
Der Absturz von Ministerin Schmied dürf-
te also durch viele Faktoren bestimmt 
sein. Wenn man z. B. sein eigenes Perso-
nal – das sind immerhin 120.000 Lehrer/
innen in Österreich – nicht hinter sich 
scharen kann, hat man incl. deren Famili-
en und deren Netzwerk eine riesige Zahl 
von Nichtsympathisanten gegen sich, 
dazu noch Eltern und Schüler/innen, die 
wegen des langanhaltenden Konflikts um 
die autoritär verfügte Zentralmatura noch 
irritiert sind. Dass sie anders als Frank-
reichs Staatspräsident Hollande weiter-
hin den österreichischen Schüler/inne/n 
Hausübungen zumuten lässt, hat sich in 
den Umfragedaten allerdings noch nicht 
niedergeschlagen.

Wenn (Bildungs-)Politik in der Öffent-
lichkeit gut aufgenommen werden will, 
dann muss sie innovativ, sachbezogen, 
ideologiereduziert und konsensorientiert 
„rüberkommen“. Da könnte die Minis-
terin beim jüngsten Regierungsmitglied 
Sebastian Kurz, der altersmäßig ihr Sohn 
sein könnte, in die Schule gehen. Weil 
sie das sicher nicht will, sind ihr weite-
rer Vertrauensverlust und ihr Ablaufdatum 
vorhersehbar. 
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